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Konsequenzen eines beschleunigten Braun-
kohleausstiegs 
Thilo Schaefer

Ein forcierter Ausstieg aus der Braunkohleverstromung in Deutschland beschleunigt den ohnehin laufenden Struktur-
wandel. Neu beschlossene nationale Klimaschutzziele und sektorale Emissionsminderungspfade verändern die politisch 
gesetzten Rahmenbedingungen für die Braunkohleförderung und -verstromung. Diese Entwicklung erhöht die Anforde-
rungen an die Gestaltung und den zeitlichen Ablauf des Strukturwandels erheblich. Dabei steigt die Gefahr, dass es zu 
Strukturbrüchen kommt, enorm – mit erheblichen negativen Folgen für Bruttowertschöpfung und Arbeitsplätze. 

auslaufenden genehmigten Kohlevorräte 
der Tagebaue spätestens in den 2030er und 
2040er Jahren dazu führen, dass Braunkoh-
lekraftwerke nach und nach aus dem Markt 
ausscheiden. Dadurch werden die Strompreise 
steigen und Wertschöpfung und Arbeitsplät-
ze in der Braunkohlewirtschaft zurückgehen. 
Ebenfalls betroffen sind Zulieferer und vorge-
lagerte Branchen, denen mit der Braunkohle-
wirtschaft ein wichtiger Kunde verloren gehen 
wird.

Die Umsetzung des Klimaschutzplans mit den 
darin beschlossenen Sektorzielen für 2030 
würde dazu führen, dass der Kohleausstieg 
früher stattfände. Die Kraftwerke müssten 
schon vor dem Ende der heute geplanten Lauf-
zeiten ihre Stromproduktion einstellen. Ein be-
schleunigter Rückgang der Kohleverstromung 
verursacht zusätzliche Kosten. Dies betrifft 

unmittelbar den Bruttoproduktionswert der 
Braunkohlewirtschaft und mittelbar den der 
Vorleistungsbranchen. Über den Zeitraum 
von 2020 bis 2040 ist mit einem kumulier-
ten Rückgang von knapp 98 Milliarden Euro 
Bruttoproduktionswert zu rechnen [2]. Bei 
der Bruttowertschöpfung, also nach Abzug 
der Vorleistungen, liegt der Verlust im selben 
Zeitraum bei insgesamt über 41 Milliarden 
Euro (Abb. 1). Hinzu kommen Kosten, die sich 
durch eine dann voraussichtlich notwendige 
Anpassung der Genehmigungen und Betriebs-
pläne der Tagebaue ergeben würden.

Braunkohlewirtschaft – hohe 
Bedeutung für den Wirtschafts-
kreislauf

Die Braunkohlewirtschaft hat aufgrund ihrer 
Vorleistungsintensität eine hohe Bedeutung 

In Deutschland wird um das Ende der Braun-
kohleverstromung gerungen. Abwechselnd 
demonstrieren Befürworter eines beschleu-
nigten Ausstiegs und dessen Gegner in den 
deutschen Revieren. Denn es geht um viel: 
Auf der einen Seite stehen die Klimaschutz-
ziele der Bundesregierung. Auf der anderen 
stehen zahlreiche Arbeitsplätze in der Braun-
kohlewirtschaft und in den Branchen, die 
davon abhängen. Ob der Braunkohleausstieg 
in Deutschland kommt, steht dabei gar nicht 
mehr zur Debatte. Neue Kraftwerke werden in 
Deutschland nicht mehr gebaut. 

An anderen Orten der Welt zeigt sich dagegen 
ein völlig anderes Bild. China und Indien bau-
en enorme Kapazitäten für die Braunkohlever-
stromung auf. Etwa 140 GW sollen die in Bau 
befindlichen Kraftwerke leisten können, ein 
Mehrfaches dieser Leistung ist allein in die-
sen beiden Ländern in der Planung [1]. Und 
das, nachdem bereits ein Teil der geplanten 
Kapazitäten aus Klimaschutzgründen aus der 
Planung genommen wurde. Denn China und 
Indien sind die beiden Länder, deren Treib-
hausgasemissionen in den letzten Jahren am 
schnellsten gestiegen sind.
   
Erhöhung der Stromkosten

Bereits durch die im März 2018 beschlossene 
Reform des europäischen Emissionshandels 
(EU-ETS), durch die sich das Angebot an CO2-
Emissionensrechten in den nächsten Jahren 
stärker als bislang geplant vermindern wird, 
werden sich die Stromkosten in Deutschland 
erhöhen. Davon betroffen sind private und 
gewerbliche Verbraucher und insbesondere 
die energieintensive Industrie. Schon ohne 
die Ziele des Klimaschutzplans werden der 
Ausbau der erneuerbaren Energien, das sin-
kende Angebot an Emissionsberechtigungen 
im EU-ETS und die nach den Revierplänen 

  Anstatt kurzfristige nationale Ziele zu verfolgen, wäre die deutsche Klima- und Energiepolitik gut beraten, 
europäische Klimaschutzinstrumente zu stärken und die Integration der Energiesysteme und -netze vor-
anzutreiben             Bild: Fotolia I luzitanija
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für den Wirtschaftskreislauf und die Arbeits-
plätze, vor allem in den Braunkohleregionen. 
Unmittelbar in der Braunkohlewirtschaft sind 
bundesweit fast 21.000 Personen beschäftigt. 
Berücksichtigt man zusätzlich die Arbeits-
plätze in den Vorleistungsbranchen und die 
durch die Konsumausgaben der Beschäftigten 
induzierten Effekte, resultieren hieraus über 
62.000 Beschäftigungsverhältnisse, die direkt 
und indirekt an der Braunkohlewirtschaft 
hängen. Diese Zahl erhöht sich auf 72.000 
Beschäftigte, wenn die Investitionen, die die 
Braunkohlewirtschaft tätigt, miteinbezogen 
werden [3]. 

Die Beschäftigung wird bereits ohne die nati-
onalen Sektorziele aus dem Klimaschutzplan 
sinken, jedoch ist mit einem deutlichen Rück-
gang erst nach 2030 zu rechnen. Soll das na-
tionale Klimaschutzziel 2030 erreicht werden, 
läge die Zahl der Beschäftigten in der Braun-
kohlewirtschaft und den davon abhängigen 

Branchen um fast 39.000 niedriger als ohne 
Sektorziel. Bereits bis 2025 würde dies eine 
Halbierung der Arbeitsplätze bedeuten. Bis 
2030 wären schon mehr als zwei Drittel der 
heutigen Arbeitsplätze weggefallen (Abb. 2). 

Das 2030-Sektorziel für die Energiewirtschaft 
führt demnach zu einem erheblich schnelleren 
Rückgang der Braunkohleverstromung und  
einem deutlich vorgezogenen Arbeitsplatz- 
abbau – nicht nur in der Braunkohlewirt-
schaft, sondern auch in den Vorleistungsbran-
chen. Die Analyse der Strukturwandelvoraus-
setzungen in den einzelnen Revieren zeigt, 
dass derzeit keine Strukturen bestehen, die 
einen durch das Sektorziel 2030 verursachten 
abrupten Strukturwandel auffangen können. 
Die bestehenden Strukturen werden weder im 
Hinblick auf die Beschäftigung noch auf die 
Wertschöpfung innerhalb der nächsten zehn 
Jahre einen Beitrag leisten können, der die 
heutigen Beiträge der Braunkohlewirtschaft 

ersetzen kann. Dies bestätigen auch Exper-
teninterviews mit Unternehmen und Akteuren 
der regionalen Wirtschaftspolitik und Regio-
nalplanung in den Revieren. 

Insbesondere im mitteldeutschen Revier und 
mehr noch in der Lausitz haben die Braun- 
kohlewirtschaft und damit mittelbar verbun-
dene Branchen hohe Wertschöpfungs- und  
Beschäftigungsanteile in der Region, ohne 
dass es nennenswerte Alternativen gibt. Selbst 
dort, wo andere Branchen Fachkräftebedarfe 
anmelden, sind in der Regel andere Qualifika-
tionen gefragt. In Nordrhein-Westfalen ist zu-
dem der Strukturwandel infolge des Ausstiegs 
aus dem Steinkohlebergbau noch nicht voll- 
zogen. Hinzu kommt dort, dass die in der 
Nachbarschaft angesiedelte energieintensive 
Industrie durch in der Folge des Kohleaus-
stiegs steigende Strom- und Emissionshan-
delspreise selbst in ihrer Wettbewerbsfähig-
keit beeinträchtigt ist. 

Abb. 1 Entwicklung der Bruttowertschöpfung insgesamt – Angaben in Millionen Euro 
  Quellen: Statistisches Bundesamt (2018); DEBRIV (2018); Institut der deut-

schen Wirtschaft (2018)

Abb. 2 Entwicklung der Beschäftigung insgesamt – Angaben in Personen 
  Quellen: Statistisches Bundesamt (2018); DEBRIV (2018); Institut der deut-

schen Wirtschaft (2018)

Abb. 3 Entwicklung der Bruttowertschöpfung insgesamt nach Revieren - Angaben in Millionen Euro
                                      Quellen: Statistisches Bundesamt (2018); DEBRIV (2018); Institut der deutschen Wirtschaft (2018)
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Erheblicher Abbau an 
Bruttowertschöpfung und 
Arbeitsplätzen 

Durch einen beschleunigten Braunkohleaus-
stieg würde es in allen Revieren bereits bis 
2030 zu einem erheblichen Abbau an Brutto-
wertschöpfung (Abb. 3) und Arbeitsplätzen 
(Abb. 4) kommen. Im Rheinischen Revier  
würde sich bei der Weiterentwicklung mit dem 
bestehenden EU-ETS der stärkste Rückgang 
erst nach 2030 abzeichnen. Ein beschleunigter 
Kohleausstieg würde dagegen schon zwischen 
2020 und 2025 für den stärksten Rückgang 
bei Bruttowertschöpfung und der Beschäfti-
gung sorgen. Im Mitteldeutschen Revier würde  
sich bei der Fortschreibung des EU-ETS der 
stärkste Rückgang zwischen 2035 und 2040 
abspielen, während bei einem beschleunigten 
Ausstieg bereits zwischen 2025 und 2030 der 
stärkste Rückgang stattfinden würde. Im Lau-
sitzer Revier sieht es so aus, dass der stärkste 
Rückgang im Szenario mit der ETS-Entwick-
lung zwischen 2030 und 2035 am deutlichsten 
ausfallen würde. Im Szenario eines beschleu-
nigten Kohleausstiegs würde der stärkste 
Rückgang hingegen schon zwischen 2025 und 
2030 erfolgen. 

Ein beschleunigter Ausstieg aus der Braun-
kohleverstromung wirkt als zusätzliche Be-
lastung eines ohnehin herausfordernden Ent-
wicklungsprozesses in den Revieren. Eine  
Änderung der bisherigen Perspektiven der 
Braunkohleverstromung durch einen beschleu-
nigten Kohleausstieg bedeutet schließlich 
nicht erst die Einleitung eines Strukturwan-
dels, sondern eine erhebliche Beschleunigung 
der ohnehin laufenden derzeitigen Prozesse. 

Durch die neu festgesetzten nationalen Klima-
schutzziele und sektoralen Emissionsminde-
rungspfade ändern sich die politisch gesetzten 
Rahmenbedingungen für die Braunkohleförde-
rung und  verstromung. Diese Entwicklung er-
höht die Anforderungen an die Gestaltung und 
den zeitlichen Ablauf des Strukturwandels 
erheblich. Dabei potenziert sich die Gefahr,  
dass es zu Strukturbrüchen kommt. Die Aus-
wirkungen derartiger Strukturbrüche beste-
hen nicht nur in einer viel schnelleren Verrin-
gerung von Beschäftigung und Wertschöpfung 
in den Revieren, sondern auch in deutlichen 
negativen Effekten für die vor- und nachgela-
gerten Wirtschaftsbereiche und in einer Be-
einträchtigung des geordneten Ablaufs von 
Abbau, Abschluss und Rekultivierung der 
heute offenen Tagebaue. 

Strukturwandel braucht Zeit!

Strukturwandel braucht Zeit; das zeigen Erfah-
rungen aus vergleichbaren Prozessen. Blau-
pausen für einen Strukturwandel, in dem die 
durch das Klimaschutzplan-Ziel bewirkten zu-
sätzlichen Wertschöpfungs- und Arbeitsplatz-
verluste bis 2030 erfolgreich kompensiert wer-
den könnten, liegen nicht vor. 

Damit drohen bei einem durch das 2030-Ziel 
beschleunigten Kohleausstieg Strukturbrüche 
mit unabsehbaren Konsequenzen für die be-
troffenen Regionen und die dort arbeitenden 
und lebenden Menschen. In allen Regionen 
sind die Voraussetzungen für einen erfolgrei-
chen Strukturwandel heute nicht gegeben. Vor-
schläge für Maßnahmen zur Bewältigung eines 
beschleunigten Strukturwandels, die nur auf 
die Konservierung der derzeitigen Wirtschafts-

struktur abzielen, greifen daher zu kurz. Die 
bloße Kompensation entfallender Wertschöp-
fung bietet noch keine Perspektive auf eine  
positive Strukturentwicklung und vernachläs-
sigt die heutigen Anstrengungen im bestehen-
den Strukturwandel der Regionen. Zudem ist 
fraglich, ob und welche Maßnahmen innerhalb 
einer verkürzten Frist für den Weiterbetrieb 
der Braunkohlewirtschaft erfolgreich durchge-
führt werden könnten. Sie müssen zudem in 
einem höheren Tempo vollzogen werden. 

Anstatt kurzfristige nationale Ziele zu verfolgen 
wäre die deutsche Klima- und Energiepolitik 
deshalb gut beraten, europäische Klimaschutz-
instrumente zu stärken und die Integration der 
Energiesysteme und -netze voranzutreiben. 
Strukturbrüche in den betroffenen Regionen 
und in der Energieversorgung gilt es zu ver-
meiden. Vielmehr muss es darum gehen, den 
Strukturwandel und den Umbau des Energie-
systems intelligent und tragfähig zu gestalten.

Quellen 
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Abb. 4 Entwicklung der Beschäftigung insgesamt nach Revieren – Angaben in Personen
                  Quellen: Statistisches Bundesamt (2018); DEBRIV (2018); Institut der deutschen Wirtschaft (2018)
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„Den Nicht-ETS-Bereich als das zentrale Handlungsfeld 
für nationale Klima- und Energiepolitik anerkennen“    
 
In der Klimapolitik gibt es eine klare europäische Aufteilung zwischen den Emissionen, die dem EU-Emissionshandel (ETS) 
unterliegen – Energiewirtschaft und Industrie – sowie dem Nicht-Emissionshandelsbereich (Non ETS) – Haushalte, Verkehr, 
Gewerbe. Dieser Vorgabe folgt Deutschland nicht, und setzt eher auf nationale Alleingänge wie den Kohleausstieg. Zu dieser 
Problematik und darüber hinaus befragte „et“ Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge, Energieökonom an der Universität zu Köln.   

weg. Zudem ist eine Vereinheitlichung zwischen 
den Sektoren, also zwischen Heiz- und Kraft- 
stoffen, auch nicht das wirklich drängende Prob-
lem. Voraussetzung für die Erreichung der Klima- 
ziele erscheint vielmehr, wie gesagt, das Ein-
schwenken auf sorgfältig geplante Wachstums-
pfade für die Energiesteuern auf fossile Brenn- 
stoffe. Innerhalb des Wärme- und Transportsek-
tors können diese Pfade durchaus auf eine all-
mähliche Vereinheitlichung nach dem jeweiligen 
CO2-Ausstoß angelegt werden, also auf langfristig 
vergleichbare Heizöl- und Heizgas- bzw. Diesel- 
und Benzinsteuern. Zwischen den beiden Sektoren 
werden aber sicherlich noch auf lange Sicht erheb-
liche Unterschiede bestehen bleiben müssen.   

„et“: Steigende Steuern halten Sie also für poli-
tisch durchsetzbar, wenn der Gradient nicht zu 
steil ist?

Bettzüge: Das ist meines Erachtens die Schlüs-
selfrage für die Erreichung der Klimaziele in den 
Nicht-ETS-Sektoren. Um solche Steuererhöhun-
gen vermitteln zu können, bräuchte es allerdings 
einen langfristigen Ansatz. Man sollte sicherlich 
nicht von einem Jahr auf das andere Steuersät-
ze beispielsweise verdoppeln, sondern für lang-
fristige Planungssicherheit für die Verbraucher 
sorgen, mindestens über einen Zehn-Jahres-
Zeitraum. Idealerweise sollte die Erhöhung am 
Anfang nicht ganz so hoch ausfallen, denn kurz-
fristig sind die Anpassungsmöglichkeiten des 
Kapitalstocks eher gering. Und naturgemäß muss 
man eine solche Besteuerungsstrategie mit Kom-
pensationsleistungen für diejenigen kombinieren, 
die davon in besonderem Maße betroffen sind 
und keine offensichtlichen Ausweichmöglich-
keiten haben. Das beträfe dann beispielsweise 
Niedriglohnbezieher, den ländlichen Raum oder 

„et“: In Deutschland konzentriert sich die klima-
politische Diskussion vorwiegend auf den ETS-
Bereich. Dort werden steile Ziele formuliert, 
verschoben und verschärft. Der Non-ETS-Bereich 
hingegen liegt brach. Wie könnte man hier zeitnah 
umsteuern?  

Bettzüge: Zunächst einmal müssten wir den 
Nicht-ETS-Bereich als das zentrale Handlungsfeld 
für nationale Klima- und Energiepolitik anerken-
nen. Stattdessen lenken wir den größten Teil der 
Aufmerksamkeit immer noch auf die von der EU 
eigentlich abschließend behandelten ETS-Sekto-
ren. In einem zweiten Schritt müssten wir dann 
die bereits vorhandenen Energiesteuern betrach-
ten, welche bereits umfassend auf den Verbrauch 
fossiler Energieträger in den Nicht-ETS-Sektoren 
einwirken, also die Brenn- und Kraftstoffsteuern. 
Interessanterweise sind diese Steuern während 
der gesamten „Klima“-Kanzlerschaft von Frau 
Merkel nicht erhöht worden – und damit real 
sogar gesunken. Der ökonomisch naheliegende 
Weg zu weniger Treibhausgasen in den Nicht-ETS-
Sektoren würde also darin bestehen, diesen Trend 
umzukehren. Das ginge naturgemäß nicht ad hoc, 
sondern das müsste mit Augenmaß und auf lange 
Sicht geplant realisiert werden, so dass die Ver-
braucher in der Lage wären, den Kapitalstock auf 
diese Entwicklung anzupassen. Ferner müssten 
solche Steuererhöhungen sozial flankiert werden. 

Umsteuern bei den Steuern

„et“: Was wäre ein guter Maßstab für die Besteue-
rung – die CO2-Emission?

Bettzüge: Dieser bei manchem energiepoliti-
schen Berater beliebte Vorschlag übersieht mei-
nes Erachtens die enormen Unterschiede in den 
derzeitigen Steuersätzen. Diese Unterschiede sind 
ja nicht Ergebnis eines historischen Zufalls, son-
dern langjähriger politischer Abwägung von Ver-
teilungswirkungen und Besteuerungsmöglichkei-
ten. Wer einheitlichen Energiesteuern auf Basis 
von CO2-Preisen das Wort redet, geht nonchalant 
über diese fiskalischen Herausforderungen hin-

  Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge, Professor für Volkswirtschaftslehre und Direktor des Energiewirt-
schaftlichen Instituts (ewi) an der Universität zu Köln                                                          Foto: ewi
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Pendler, denen Kompensations- bzw. Unterstüt-
zungsmaßnahmen für energetische Verbesse- 
rungen zu Gute kommen sollten. Das Leitinstru-
ment – die Energiesteuern, die wir heute bereits 
haben – sollte aber erhalten bleiben.

„et“: Für das eingangs genannte Ungleichgewicht 
des nationalen politischen Engagements im ETS- 
und Non-ETS-Bereich ist der Kohleausstieg ein  
Paradebeispiel. Inwieweit ist der staatliche Eingriff 
in ETS-Sektoren überhaupt sinnvoll?   

Bettzüge: Wenn man zusätzliche Minderungen  
von CO2-Emissionen in den ETS-Sektoren errei-
chen will, ist die effiziente Lösung bekannt: Ver-
ringerung der Zertifikatmenge, beispielsweise 
durch staatliche Stilllegung von Zertifikaten. 
Ohne eine solche Verringerung der Menge sind 
nationale Eingriffe in die ETS-Sektoren Symbol-
politik zur Pflege der nationalen Klimabilanz, 
aber ohne Auswirkung auf die EU-weiten Emissi-
onen. Wenn effektive CO2-Minderung das Ziel der 
Übung ist, müssten diese Wechselwirkungen im 
Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion stehen. 
Soviel zum „Ob“ eines weiteren nationalen Ein-
griffs in die ETS-Sektoren. Aber auch das „Wie“ 
kann man in Frage stellen. Effizient wäre ein 
technologieneutraler Eingriff, beispielsweise über 
einen nationalen CO2-Mindestpreis im ETS. Statt-
dessen scheinen sich detailliert vorformulierte 
Vorstellungen durchzusetzen, etwa hinsichtlich 
der Typen von Kraftwerken und ihrer jeweiligen 
Abschaltzeitpunkte. 

Dieser Detailgrad der staatlichen Steuerung der 
Energiewirtschaft wirft die Frage auf, welche  
Rolle der Staat hier eigentlich einzunehmen 
gedenkt: Will er der Mikromanager der Energie-
wende werden? Und ist er im Gegenzug bereit, 

auch die entsprechende Verantwortung zu über-
nehmen? Wäre dann nicht eigentlich der Kauf 
dieser Kraftwerke durch den Staat – sprich: die 
Verstaatlichung der Kohlverstromung – die folge-
richtige Lösung für die Umsetzung der politisch 
formulierten Zielvorstellungen? Dann könnte er 
die Kraftwerke ganz nach Wunsch abschalten, 
und statt über Privatvermögen würde die vom 
Staat eingesetzte Kommission über Staatsbesitz 
verhandeln.

„et“: Wir haben den Eindruck, dass der Staat mit 
dem Kohleausstieg auch versucht, einen Struktur-
wandel zu planen. Ist das nicht legitim?    

Bettzüge: Ein Strukturwandel, und damit eine 
Modernisierung, ist in den betroffenen Regionen, 
speziell in den ostdeutschen Braunkohlegebieten, 
eine gute Idee – und das völlig unabhängig vom 
Datum eines Kohleausstiegs. Ein solcher Struk-
turwandel sollte allerdings dem Rückbau der 
kohleseitigen Industriestrukturen vorausgehen 
und nicht folgen. Ein Kohleausstieg erfordert  
übrigens auch einen Strukturwandel in der  
Energiewirtschaft. Werden Kohlekraftwerke 
schnell aus dem Markt gedrängt, muss entspre-
chend Ersatzleistung in Form von Gaskraftwer-
ken geschaffen werden. Ersatzkapazität muss 
bereitgestellt, entsprechend müssen Kraftwer-
ke gebaut werden – und das an den richtigen 
Standorten. Auch die dahinterliegende Erdgas-
Struktur ist anzupassen. Und dabei ist zudem der 
bereits bestehende innerdeutsche Netzengpass 
zu berücksichtigen. Sprich: Forciert man einen 
schnellen Rückbau von Kohlekraftwerken, steht 
man vor einer umfassenden und rasch zu be-
wältigenden Koordinationsaufgabe. Im Grunde  
muss der Staat dann – schon fast zwangsläufig – 
Verantwortung übernehmen, gerade auch, weil 

er durch die Art und Weise seines Eingriffs in 
den Energiemarkt die Investitionssicherheit am 
Standort Deutschland grundsätzlich in Zweifel 
zieht. Wenn Betriebsgenehmigungen für Tage-
baue mit Federstrich einkassiert werden können, 
dann werden sich auch mögliche Investoren in 
neue Gaskraftwerke fragen, ob Investitionssicher-
heit für die gesamte Lebensdauer dieser Anlage 
gewährleistet ist.  

„et“: Was müsste der Staat tun?  

Bettzüge: Der Staat wird vermutlich Investitions-
garantien – in welcher Form auch immer – geben 
müssen. Bei den erneuerbaren Energien und 
beim Netz geschieht das ja heute bereits in sehr 
deutlicher Art und Weise. Die Frage, wie man dies 
bei Ersatzinvestitionen für stillgelegte Kohlekraft-
werke regeln will, ist da wohl berechtigt. Dahinter 
liegt dann noch die Problematik der entsprechen-
den Anpassungen in der Erdgas-Infrastruktur. 
Wie hier Investitions- und Planungssicherheit 
entstehen soll, erscheint derzeit mehr als unklar. 

Aufteilung der Emissions-
budgets fragwürdig

„et“: In der aktuellen klimapolitischen Diskussion 
ist von „fairen Emissionsbudgets“ für Länder, Sek-
toren oder Technologien die Rede. Inwieweit sind 
Emissionsbudgets ein tragfähiges Instrument der 
Klimapolitik?

Bettzüge: Globale Emissionsbudgets im Sinne 
der von Klimawissenschaftlern aus Zielen für Er-
wärmungsgrenzen rückgerechneter Höchstgren-
zen des weltweiten CO2-Ausstoßes sind sicherlich 
sinnvoll und hilfreich. Die schematische Auftei-
lung eines solchen Budgets auf Länder oder ein-

„Zunächst einmal müssten wir den Nicht-ETS-Bereich als das zentrale Handlungsfeld für nationale  
Klima- und Energiepolitik anerkennen. In einem zweiten Schritt müssten wir dann die bereits vorhandenen 
Energiesteuern betrachten, welche bereits umfassend auf den Verbrauch fossiler Energieträger in den Nicht-
ETS-Sektoren einwirken, also die Brenn- und Kraftstoffsteuern. Interessanterweise sind diese Steuern während 
der gesamten „Klima“-Kanzlerschaft von Frau Merkel nicht erhöht worden – und damit real sogar gesunken. 
Der ökonomisch naheliegende Weg zu weniger Treibhausgasen in den Nicht-ETS-Sektoren würde also darin 
bestehen, diesen Trend umzukehren. Das ginge naturgemäß nicht ad hoc, sondern das müsste mit Augenmaß 
und auf lange Sicht geplant realisiert werden, so dass die Verbraucher in der Lage wären, den Kapitalstock auf 
diese Entwicklung anzupassen. Ferner müssten solche Steuererhöhungen sozial flankiert werden.“    

Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge, Professor für Volkswirtschaftslehre und Direktor des Energiewirtschaft-
lichen Instituts (ewi) an der Universität zu Köln
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zelne Emittenten ist angesichts einer vernetzten, 
globalen Ökonomie allerdings durchaus frag-
würdig. Interessanter wäre meiner Ansicht nach 
die Überlegung, wie das globale Budget, das ja 
letztlich auch ein Ressourcen-Budget ist, auf die 
einzelnen Energieträger und deren Produzenten 
aufgeteilt werden sollte. 

Wie die Ziele im Non-ETS-
Bereich erreichen?

„et“: Im ETS-Bereich werden die Ziele per System 
erreicht, in den Nicht-ETS-Sektoren ist das mehr 
als fraglich – auch für 2030. Gibt es Signale über 
die drohende EU-Strafzahlungen hinaus, die der 
deutschen Politik den Weg weisen könnten?  

Bettzüge: Prinzipiell ja, das hängt aber von 
der Treibhausgasminderungs-Situation in der 
gesamten EU ab. Solange die EU auf einem 

„Forciert man einen schnellen Rückbau von Kohlekraftwerken, steht man vor einer umfassenden und rasch zu 
bewältigenden Koordinationsaufgabe. Im Grunde muss der Staat dann – schon fast zwangsläufig – Verantwortung 
übernehmen, gerade auch, weil er durch die Art und Weise seines Eingriffs in den Energiemarkt die Investitions-
sicherheit am Standort Deutschland grundsätzlich in Zweifel zieht. Wenn Betriebsgenehmigungen für Tagebaue 
mit Federstrich einkassiert werden können, dann werden sich auch mögliche Investoren in neue Gaskraftwerke 
fragen, ob Investitionssicherheit für die gesamte Lebensdauer dieser Anlage gewährleistet ist.“  

Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge, Professor für Volkswirtschaftslehre und Direktor des Energiewirtschaft-
lichen Instituts (ewi) an der Universität zu Köln

guten Weg zu ihrem Minderungsziel ist, was 
auch von der wirtschaftlichen Situation der 
einzelnen Mitgliedstaaten abhängt, besteht 
immer die Möglichkeit, Emissionsberechtigun-
gen von anderen Staaten zu erwerben. Solange 
die Mehr-Emission in Deutschland an anderer 
Stelle kompensiert werden kann, wird also 
diesbezüglich nur ein begrenzter Druck ent-
stehen. Ein Nichterreichen der Ziele auf Ebene 
der gesamten EU würde hingegen den Druck 
spürbar erhöhen. Allerdings wäre es in einem 
solchen Fall auch vorstellbar, dass die EU dann 
auch die Regeln für die Pönalisierung ändert – 
Regeltreue ist ja in den letzten 15 Jahren nicht 
unbedingt ein charakteristisches Merkmal der 
Europäischen Union gewesen.

„et“: Ist aus ökonomischer Sicht die stärkere Ein-
bindung der Bürger in den Non-ETS-Bereichen wie 
Verkehr und Heizung denkbar?   

Bettzüge: Die Politik scheut sich davor, anzuer-
kennen, dass sie die selbst gesteckten Ziele nur 
über eine Verteuerung von Energie erreichen 
kann. Stattdessen konzentriert sie sich lieber 
auf angebotsorientierte Subventionen, Verbote 
und Abschaltungen. Meiner Ansicht nach wird 
es aber ohne die Belastung der Nachfrage nicht 
gehen. Die Politik wird hier um eine unbe- 
queme Nachricht nicht herumkommen: Ent-
weder wird man im Jahr 2030 feststellen, dass 
man die Ziele wieder einmal verfehlt haben 
wird, oder man hat bis dahin fossile Energie-
träger für alle Verbrauchergruppen deutlich 
verteuert. 

„et“: Herr Prof. Bettzüge, vielen Dank für das 
Interview

„et“-Redaktion/FL
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Optimale Bedingungen – keine Höchstleistung
Deutschlands Strom wird aktuell zu beinahe 62 % durch fossile und nukleare Kraftwerke bereitgestellt. Die große Transformation 
in Richtung Erneuerbare steht noch aus. Doch mit der bevorstehenden Vollendung des Kernenergieausstiegs und dem drohenden 
Kohleausstieg könnte sie schlagartig kommen. Photovoltaik – zusammen mit Windenenergieanlagen werden dann maßgeblich den 
Strombedarf decken müssen. Sind sie dazu bereit?        

Zu den Einflussfaktoren zählen u.a. [3]: 
 Modultemperatur;
 Außentemperatur – Beispielsweise sinkt

der Wirkungsgrad bei den am häufigsten ver-
wendeten Modulen auf Siliziumbasis pro Grad
Temperaturanstieg um 0,35 bis 0,45 [4];

 Bestrahlungsstärken, Lichteinfallswinkel
/Aufstellwinkel, spektrale Abweichungen;

Lichtinduzierte Degration in den ersten
Betriebstagen bis zu 2 %(materialabhängig);

Leistungsverluste aufgrund von Anlagen- 
alterung (häufige Annahme 0,5 % pro Jahr;
Leistungsgarantie der Hersteller über 20-30
Jahre max. Leistungsabfall von 20 %);

 Verschmutzung der Modul-Oberfläche
(z.B. Laub, Staub etc.);

 Verschattung;
 Schneeauflage;
 Leitungs- und Wandlungsverluste;
 Betriebsausfälle.

Aufgrund der Einstrahlungsbedingungen ar-
beiten PV-Anlagen weniger als die Hälfte der 
insgesamt 8.760 Stunden im Jahr und dies 
meistens nicht mit voller Leistung, sondern in 
Teillast. Die Vollbenutzungsstunden einer PV-
Anlage liegen zwischen 890 (Dach) und 980 
(Freiflächen) Stunden. Zum Vergleich: Kern-
kraftwerke haben 2017 ihre Nennleistung  
an fast 6.900 Stunden erbracht, Braunkohle-
kraftwerke an etwa 6.500 Stunden, Steinkohle  
mit 3.600 und Erdgas mit 2.800 Volllaststun-
den blieben wettbewerbsbedingt unter den 
technischen Möglichkeiten.

Bei einer installierten Leistung von 43 GW 
PV und 51 GW Windkraft gelangten 2017 in 
der Summe nur selten mehr als 45 GW ins 
Stromnetz, weil in Deutschland hohe Sonnen-
einstrahlung und hohe Windstärken klimabe-
dingt negativ korrelieren [5].

Die Angabe der Nennleistung ist für die Be-
urteilung des Beitrags zur Versorgungssi-
cherheit irreführend. Selbst unter optimalen 
Bedingungen bleiben die Leistungsbeiträge 
mehr als 30 % unter der Nennleistung. Da es 
nachts dunkel ist, setzen die Netzbetreiber für 
den Beitrag zur Last bei PV 0 % an. 

Das Forschungsinstitut für Solarenergie 
bringt es auf den Punkt: Solange keine nen-
nenswerten Speicherkapazitäten existieren,  
„reduzieren PV- und Windstrom zwar den 
Verbrauch an fossilen Brennstoffen, die Ener-
gieimporte und den CO2-Ausstoß, sie ersetzen 
aber keine Leistungskapazitäten. Die Nagel-
probe sind windstille, trübe Wintertage, an 
denen der Stromverbrauch Maximalwerte 
erreicht, ohne dass Sonne- oder Windstrom 
bereitstehen“ [6]. 
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 „et“-Redaktion 

1,6 Mio. PV-Anlagen mit einer Nennleistung 
von 43 GW waren Ende 2017 in Deutsch-
land installiert. Mitte 2018 waren es rund 
44 GW. Doch selbst bei optimaler Sonnen-
einstrahlung waren im diesjährigen Super-
sommer nie mehr als etwa 30 GW am Netz. 
Das bedeutet, dass selbst bei vermeintlich 
bester Sonneneinstrahlung die installierten 
PV-Anlagen mit bestenfalls etwa 68 % ihrer 
Leistung Strom lieferten. Diese faktische 
Beobachtung passt zur Einschätzung des 
Fraunhofer-Instituts für Solare Energiesys-
teme ISE, dass auf Grund uneinheitlicher 
Wetterlage und technisch bedingten Verlus-
ten eine PV-Stromerzeugung oberhalb von 
70 % der installierten Nennleistung deutsch-
landweit sehr unwahrscheinlich ist [1]. 

Der nominelle Wirkungsgrad neuester Solar-
Module auf Basis von Siliciumscheiben liegt 
zunächst bei einem Mittelwert von knapp  
17 % (170 W/m2) [2]. Die Abbildung zeigt die  
PV-Erzeugung im Tagesverlauf. Da im Be-
trieb der PV-Anlagen Verluste auftreten, 
wird dieser nominelle Wirkungsgrad jedoch 
nie erreicht. Die Spitzenproduktion fällt 
trotz optimaler Sonneneinstrahlung deut-
lich kleiner aus als die installierte Leistung, 
weil die realen Bedingungen zumeist erheb-
lich von den Normbedingungen abweichen. 
Diese sehen eine Modultemperatur von  
25 Grad, senkrechte Einstrahlung mit 1.000 
W/m2 und ein bestimmtes Einstrahlungs-
spektrum vor [3].

Abb. Solar-Stromerzeugung und installierte Leistung sowie Stromverbrauch in den ersten beiden Juli-Wochen  
2018 in Deutschland                Quelle: Agora Energiewende; installierte Leistung eigene Darstellung


